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Hintergrund
1990 wurde versucht die Frage der Zuständigkeit für das Asyl-
verfahren von AsylwerberInnen im Dubliner Übereinkommen zu
regeln. Österreich ist diesem Übereinkommen nach dem EU-
Beitritt 1997 beigetreten. 2003 wurde die Dublin-II-Verordnung
erlassen, die schließlich nach neuerlichen Reformen seit 2013
als Dublin-III-Verordnung (Dublin-III-VO) angewendet wird.

Die Dublin-III-VO ist Teil des „Gemeinsamen Europäischen
Asylsystems (GEAS)“, dessen Ziel es war eine einheitliche Asyl-
und Flüchtlingspolitik in der EU zu verwirklichen. Europäische
Verordnungen wie die Dublin-III-VO sind in Österreich (und
allen anderen EU-Staaten) unmittelbar anwendbare Gesetze,
d.h. es ist nicht erforderlich, sie durch das Erlassen von ent-
sprechenden Gesetzen in nationales Recht umzusetzen.

Von Anfang an gab es von Seiten der NGOs, aber auch mit
der Durchführung befasster Behörden, Kritik an der Verord-
nung. Auch Evaluierungen haben gezeigt, dass das System
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wenig effizient ist und immer wieder zu Härtefällen führt. Ein
zentrales Problem sind neben der Verzögerung der Verfahren
die unterschiedlichen Standards in den einzelnen Mitgliedsstaa-
ten sowohl bei der Aufnahme von Flüchtlingen als auch beim
Asylverfahren.

Ziele der Dublin-III-VO

Durch die Dublin-Verordnung soll klargestellt werden, welcher
Mitgliedsstaat für die Durchführung eines Asylverfahrens zu-
ständig ist. Es soll verhindert werden, dass Flüchtlinge in meh-
reren Mitgliedsstaaten Asylanträge stellen, oder dass sie von
Mitgliedsstaat zu Mitgliedsstaat weitergeschoben werden.

Schließlich soll auch verhindert werden, dass Familienmit-
glieder getrennt werden, weil ihre Asylverfahren in verschiede-
nen Mitgliedsstaaten durchgeführt werden. 

Jeder Asylantrag, der in der Europäischen Union gestellt wird, muss individuell geprüft werden.
Die Dublin-Verordnung gibt Kriterien vor, um zu entscheiden welcher Mitgliedsstaat für die
Bearbei tung eines Asylantrages zuständig ist.

asylKOORDINATEN
Infoblatt der asylkoordination österreich Nr. 8/2020 | Seite 1

Familienzusammenführung

Menschenrecht auf Familie  
Die Bedeutung der Familie spiegelt sich auch in verschiedenen 
Gesetzen und internationalen Vertragswerken wider.

Die Menschenrechtsabkommen der Vereinten Nationen de- 
finieren die Familie als Grundeinheit der Gesellschaft, die der 
Staat zu schützen hat. Die Europäische Menschenrechtskon-
vention (EMRK) spricht in ihrem Artikel 8 von der Achtung des 
Privat- und Familienlebens. In der Europäischen Sozialcharta 
verpflichten sich die Mitgliedsstaaten, den wirtschaftlichen, 
gesetzlichen und sozialen Schutz des Familienlebens zu för- 
dern. Die österreichische Verfassung garantiert jedem Kind

Schutz und Fürsorge und eine regelmäßige persönliche Bezie- 
hung zu beiden Elternteilen.

Nicht alle Familien können gemeinsam flüchten. Oft machen 
sich Väter oder andere junge Männer allein auf die beschwerli-
che und gefährliche Reise. Sind sie in Sicherheit, wird die Familie 
nichts unversucht lassen, um gemeinsam leben zu können. Wenn 
dies nicht auf legalem Weg passieren kann, müssen auch die  
anderen Familienmitglieder auf gefährlichen Fluchtwegen mit 
Unterstützung teurer Fluchthelfer*innen flüchten.

gefördert von Stadt Wien,  
Integration und Diversität 

Die Familie ist für die meisten Menschen wichtiger Rückhalt, sie gibt Sicherheit und Stabilität – 
auch auf der Flucht oder nach der Ankunft in einem sicheren Land. UNHCR-Studien zeigen, dass 
geflüchtete Familien sich leichter in die Gastgesellschaft integrieren und die Sprache schneller 
lernen als Menschen, die sich ständig Sorgen um die Zurückgebliebenen machen müssen.

Foto: UNHCR/Gordon Welters
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Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8) 
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält. 

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem 
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11) 
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der 
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich. 

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den 
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder 
und ihre Eltern). 
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?
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RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15

Die Fristen
Innerhalb von drei Monaten nach Zuerkennung von Asyl müs- 
sen Familienangehörige, die im Ausland geblieben sind, den 
Antrag bei der österreichischen Botschaft stellen. Wer diese 
Frist versäumt, muss weitere Voraussetzungen erfüllen, z.B. 
ausreichendes Einkommen, ortsübliche Wohnung, Krankenver- 
sicherung.

Subsidiär Schutzberechtigte können ihre Familie erst drei 
Jahren nach der erstmaligen Zuerkennung des Status nach-
holen, wobei auch ein Einkommens- und Wohnungsnachweis 
erforderlich ist.

WIE KANN EINE FAMILIE NACHKOMMEN?

Der Antrag 
Das österreichische Rote Kreuz ist bei der Familienzusammen- 
führung behilflich. Es empfiehlt sich jedenfalls einen Bera- 
tungstermin zu vereinbaren, sobald Aussicht auf Familienzu-
sammenführung besteht. 

Der Antrag muss im Ausland an einer österreichischen  
Botschaft gestellt werden. Welche Botschaft zuständig ist, 
richtet sich nach dem Wohnsitz der AntragstellerInnen und 
kann auf der Homepage des BMEIA eingesehen werden. Der 
Antrag kann, um die dreimonatige Frist nicht zu versäumen, 
schriftlich eingebracht werden. Es wird dann ein Termin ver-
einbart. Die Kosten für die Reise zur zuständigen Botschaft 
muss die Familie selbst tragen. Die Botschaft nimmt den  
Antrag auf und leitet ihn an das BFA in Österreich weiter.
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Geschichtliches 
Das Jahr 1993: Jörg Haider stellt 12 Forderungen in seinem  
Österreich zuerst-Volksbegehren und im selben Jahr tritt ein 
Aufenthaltsgesetz in Kraft, das den Neuzuzug von ausländischen 
StaatsbürgerInnen regelt – und damit das Recht auf Familien-
zusammenführung. Erstmals wurden mit diesem Gesetz die 
verschiedenen Aufenthaltstitel festgelegt und auch Quoten für 
den Familiennachzug eingeführt. Seither wurden in mehreren 
Gesetzesnovellen immer neue Bedingungen an einen Aufenthalt 
in Österreich und damit an einen Nachzug der Familie gestellt, 
etwa die Bedingung, bereits vor der Einreise Deutschkurse zu 
absolvieren.

Für die Familienangehörigen von Asylberechtigten und 
subsidiär Schutzberechtigten galt und gilt aber nicht das Nie-
derlassungs- und Aufenthaltsrecht, für sie gibt es spezielle Be-
stimmungen im Asylgesetz. Asylberechtigte dürfen ihre Famili-
enmitglieder nachholen, sobald sie einen positiven Asylbescheid 
bekommen haben. Für subsidiär Schutzberechtigte ist eine 
Familienzusammenführung wesentlich schwieriger. Die letzte 
Änderung des Asylgesetzes im Juni 2016 brachte eine erneute 
Verschärfung: Subsidiär Schutzbedürftige können ihre Familie 
seither frühestens nach drei Jahren nachholen.

Voraussetzungen
Das Asylgesetz definiert den Begriff der Familie sehr eng, Vater, 
Mutter und minderjährige Kinder gehören zur dieser so genann-
ten Kernfamilie. Eltern dürfen nach einem positiven Asylbescheid 
ihre minderjährigen unverheirateten Kinder nachholen, Männer 
bzw. Frauen ihre EhepartnerInnen und asylberechtigte Minder-
jährige ihre Eltern. Seit 2017 ist ein Hindernis weggefallen, seither 
reicht es, dass die Ehe vor der Einreise des /der Schutzberechtig-
ten nach Österreich bestanden hat, die Ehe muss nicht im Hei-
matland geschlossen worden sein. Geschwister oder volljährige 
Kinder fallen nicht unter diesen sehr engen Familienbegriff. Die 
Kinder müssen zum Zeitpunkt des Antrages auf Familienzusam-
menführung minderjährig sein. Wenn sie während des Verfahrens 
volljährig werden, dürfen sie trotzdem einreisen.

Die Behörden verlangen Dokumente, die das Verwandt- 
schaftsverhältnis dokumentieren. Fehlen solche, können zum 
Nachweis der „Blutsverwandtschaft“ von den Behörden DNA- 
Tests verlangt werden. Kosten für DNA-Tests müssen vorge- 
streckt werden und werden bei positivem Ergebnis refundiert.

Schwierig ist oft der Nachweis einer nur traditionell/religiös 
geschlossenen Ehe oder eingetragenen Partnerschaft. Traditionel-
le Heiraten werden oft nicht anerkannt. Bei Mehrfachehen darf 
nur eine Ehepartnerin nachziehen.

Wurde die Ehe erst nach der Flucht der Person geschlossen, 
die eine positive Entscheidung in Österreich erhalten hat, richtet 
sich die Familienzusammenführung nach dem strengeren Nieder-
lassungs- und Aufenthaltsgesetz.

Im Jahr 2019 wurden 1.458 Anträge auf Familienzusammen- 
führung von Angehörigen Asylberechtigter oder subsidiär  
Schutzberechtigter gestellt.

472 356 293 100 63 43
Afghanistan   Syrien      Somalia         Irak           Iran           Eritrea

Familienzusammenführungen 2019 
nach Staatszugehörigkeit
Quelle: BMI, eigene Darstellung



Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden

Das BFA prüft, ob die AntragstellerInnen tatsächlich zur 
Kernfamilie der Bezugsperson in Österreich gehören. Dazu 
können sowohl die Familienmitglieder in Österreich (durch 
das BFA) als auch jene, die nachziehen wollen (an der Bot-
schaft) zum Familienleben befragt werden. 

Hält das BFA die Gewährung von Schutz für die Familie 
für wahrscheinlich, stellt die Botschaft der Familie ein  
Visum zur Einreise nach Österreich aus. Nach der Einreise 
in Österreich müssen die Familienmitglieder umgehend (am 
regionalen BFA) einen Asylantrag stellen und haben für die 
Dauer des Verfahrens Anspruch auf Grundversorgung.  
Die Verfahren dauern meist etliche Monate, oft auch über  
ein Jahr. 

Die Dokumente
Folgende Dokumente muss die Familie bei der österreichi-
schen Botschaft zusammen mit dem Antrag einreichen:

•	 Gültige Reisedokumente, in den meisten Fällen ein Pass
•	 Geburtsurkunde
•	 Zwei aktuelle Passfotos
•	 Nachweis über die Verwandtschaft, etwa eine  

Heiratsurkunde

Wenn bei Asylberechtigten die Frist von drei Monaten  
überschritten wurde bzw. bei subsidiär Schutzberechtigten 
müssen außerdem noch vorgelegt werden:

• 	 Mietverträge als Nachweis, dass die Familie in Österreich 
eine ortsübliche Unterkunft hat

• 	 ein Gehaltszettel
• 	 der Nachweis über eine Krankenversicherung 

Einkommenshürde
Stellen Angehörige von Asylberechtigten nicht innerhalb der 
3-Monats-Frist ihren Einreiseantrag oder bei Angehörigen 
von subsidiär Schutzberechtigten müssen weitere Vorausset-
zungen erfüllt werden:

Kein Bezug von Mindestsicherung und regelmäßiges Ein- 
kommen abhängig von der Größe der Familie und der Höhe 
der Wohnungsmiete. Für ein Ehepaar sind das zurzeit (2020) 
€ 1.472,00 netto, dazu kommen für jedes Kind € 149,15 
und die Miete (mindestens € 294,65, auch wenn man gratis 
wohnt). Außerdem muss der/die Schutzberechtigte nachwei-
sen, dass die Wohnung, in der die Familie leben möchte, groß 
genug ist und eine Krankenversicherung besteht.

Die Verwaltungskosten für die Bearbeitung des Antrags 
liegen derzeit bei etwas mehr als € 100,–. Die Kosten für die 
Reise müssen die Betroffenen selbst aufbringen.

Welche Möglichkeiten haben unbegleitete  
Minderjährige?
Die Eltern bzw. gesetzlichen VertreterInnen von Minderjährigen, 
denen Asyl zugesprochen wurde, können sofort einen Antrag 
stellen.

Für subsidiär Schutzberechtigte gilt seit der letzten Geset-
zesreform im Jahr 2016 eine dreijährige Wartefrist, bis sie ihre 
Familienangehörigen nachholen können. Für Jugendliche, die 
bereits 15 Jahre alt sind, bedeutet das, dass sie erst mit 18 Jah-
ren einen Antrag auf Familienzusammenführung stellen können. 
Zu diesem Zeitpunkt sind sie allerdings bereits volljährig. Als 
Erwachsene haben sie aber keinen Anspruch mehr darauf, ihre 
Eltern nach Österreich zu holen.

Anträge von Familienangehörigen
stark gestiegen
Bis zum Jahr 2012 wurden jährlich weniger als tausend Anträge 
auf Familienzusammenführungen nach dem Asylgesetz gestellt. 
Seither ist diese Zahl stark gestiegen, was hauptsächlich auf den 
starken Anstieg der Asylanträge zurückgeht. 

2016 erreichten die Anträge auf Familienzusammenführung 
einen Höchststand (9.494) 2917 gingen die Zahlen wieder stark 
zurück (4.405). bei weitem die meisten Anträge betrafen 2017 
Familienangehörige aus Syrien (2.925), gefolgt von Irak (406), 
Afghanistan (395) und Somalia (178).
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Einreiseanträge auf Familienzusammenführung 
gemäß dem Asylgesetz
Quelle: BMI, eigene Darstellung

2009   2010   2011   2012   2013   2014   2015   2016   2017   2018

739 684 584
895

1.182

1.970

7.803

9.494

4.405

2.200
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Asyl
Antrag innerhalb von 3 Monaten

• 	 Antrag bei österreichische Botschaft  
in der Herkunftsregion 

• 	 BFA prüft Familienleben
• 	 Positive Wahrscheinlichkeitsprognose

zuständige Botschaft
erteilt Visum zur Einreise nach Österreich

Asylantrag und Antrag auf Grundversorgung 

Asylverfahren

Familienzusammenführung – Ein Überblick

Subsidärer Schutz
Antrag erst nach 3 Jahren möglich

Voraussetzungen nach dem 
Niederlassungsgesetz

• 	 Kein Bezug von Mindestsicherung
• 	 Regelmäßiges Einkommen in  

ausreichender Höhe 
• 	 Krankenversicherung
• 	 ausreichender Wohnraum

bei Fristversäumnis

Das Österreichische Rote Kreuz berät  
bei Familienzusammenführung:
T +43 1 589 00  – 789
fzf@roteskreuz.at

Kontakte in den einzelnen Bundesländern:
http://meinefamilie.roteskreuz.at/ 
benefizientinnen/beratung/


